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schaftsräte der Bezirke vor dem Leiter des übergeord­
neten Organs hat die Bank ihre Kontrollfeststellungen 
in einer Einschätzung der ökonomischen Tätigkeit des 
betreffenden Organs auszuwerten und Vorschläge zur 
Verbesserung dieser Tätigkeit zu unterbreiten.

(6) Zur Durchführung ihrer Kontroliaufgaben ist die 
Bank berechtigt, in die Unterlagen der VEB und dev 
übergeordneten Organe Einsicht zu nehmen sowie bei 
den Kreditnehmern an Ort und Stelle Kontrollen 
durchzuführen.

§ 21

(1) Die Leiter der VEB und die Vorsitzenden der 
Wirtschaftsräte der Bezirke haben die Hinweise der 
Bank auszuwerten und die Erfüllung der von der Bank 
erteilten Auflagen zu gewährleisten. Sie haben in der 
Rechenschaftslegung vor dem Leiter des übergeordneten 
Organs zu den Kontrollergebnissen Stellung zu neh­
men und über die Erfüllung der Auflagen der Bank zu 
berichten.

(2) Die Leiter der VEB und die Vorsitzenden der 
Wirtschaftsräte haben, ausgehend von den Ursachen 
des Kreditbedarfs sowie den in den Kreditverträgen 
festgelegten Bedingungen, das Zusammenwirken mit 
anderen ökonomischen Hebeln auszunutzen. Die Bank 
kann hierzu Vorschläge unterbreiten.

§22

Verweigerung der Kreditgewährung

(1) Wird die Gewährung weiterer Kredite an VEB 
verweigert, so ist hierüber der Vorsitzende des Wirt­
schaftsrates des Bezirkes zu unterrichten.

(2) Kommt der Leiter eines VEB seinen sich aus 
dieser Anordnung ergebenden Pflichten trotz wieder­
holter Aufforderung nicht nach, so kann der Direktor 
des BBI

a) die Durchführung einer außerordentlichen Rechen­
schaftslegung des betreffenden Leiters vor dem 
übergeordneten Leiter verlangen,

b) bei dem zuständigen Organ die Überprüfung der 
Zahlung von Prämien oder die Einleitung eines 
Disziplinarverfahrens beantragen.

(3) Wird die Gewährung weiterer Kredite verweigert, 
kann die Bank von dem VEB verlangen, daß er seinen 
Hauptlieferanten den Zeitpunkt der Einstellung der 
Bezahlung ihrer Forderungen aus Krediten mitteilt.

(4) Die Verweigerung der Gewährung weiterer Kre­
dite erfolgt unabhängig von der im Quartalskreditplan 
bestätigten Kredithöhe.

§23

Die Bank hat die gegenüber dem VEB eingeleiteten 
Maßnahmen und Sanktionen oder erteilten Auflagen 
aufzuheben, wenn die damit geforderten ökonomischen 
Veränderungen eingetreten sind. Ist die Gewähr dafür 
gegeben, daß die Planwidrigkeiten in kurzer Zeit über­
wunden werden, so kann die Bank die Maßnahmen, 
die Sanktionen oder die Auflagen vorzeitig aufheben.

§24

Einspruchsverfahren

(1) Gegen eine von der Bank erteilte Ablehnung 
eines Kreditantrages und gegen die von der Bank für 
die Kreditgewährung gestellten Bedingungen sowie 
von ihr eingeleiteten Maßnahmen und Sanktionen oder 
erteilten Auflagen kann der- Leiter des VEB innerhalb 
von 10 Tagen Einspruch einlegen. Das trifft auch zu, 
wenn der Vorsitzende des Wirtschaftsrales des Be­
zirkes nicht mit der durch den Direktor des BBI ge­
mäß § 3 Abs. 2 im Quartalskreditplan bestätigten Kre­
dithöhe bzw. den mit der Bestätigung erteilten Auf­
lagen einverstanden ist.

(2) Zu dem gemäß Abs. 1 fristgerecht eingelegten Ein­
spruch des Leiters des VEB hat der Direktor der ört­
lichen Filiale der Bank, bei Einspruch des Vorsitzenden 
des Wirtschaftsrates des Bezirkes der Direktor des BBI 
Stellung zu nehmen. Der Einspruch und die Stellung­
nahme sind unverzüglich an den gemäß Abs. 3 zustän­
digen Bankleiter weiterzugeben.

(3) Über den Einspruch des Leiters des VEB ent­
scheidet der Direktor des BBI, des Vorsitzenden des 
Wirtschaftsrates des Bezirkes der zuständige Stellver­
treter des Präsidenten der Deutschen Notenbank nach 
Anhören des Leiters des dem VEB bzw. Wirtschaftsrat 
des Bezirkes übergeordneten Organs. Der Leiter des 
übergeordneten Organs ist von der Entscheidung zu 
informieren.

(4) Uber den Einspruch ist innerhalb von 15 Tagen 
zu entscheiden. Ist in Ausnahmefällen eine Entschei­
dung innerhalb dieser Frist nicht möglich, so ist recht­
zeitig ein Zwischenbescheid zu erteilen.

(5) Bis zur Entscheidung über den Einspruch kann 
der Direktor der örtlichen Filiale der Bank bzw. der 
Direktor des BBI oder der für die Einspruchsentschei­
dung zuständige Bankleiter festlegen, daß der Kredit 
auf der Grundlage eines Kreditvertrages, aber zunächst 
ohne die bestrittene Bedingung gewährt, bzw. daß zu­
nächst auf die Durchführung der bestrittenen Maß­
nahme, Sanktion oder Auflage verzichtet wird.

(6) Wurde der Kreditvertrag gemäß Abs. 5 zunächst 
ohne eine bestrittene Bedingung abgeschlossen, so 
wird sein endgültiger Inhalt durch die Einspruchsent­
scheidung bestimmt, ohne daß es einer zusätzlichen 
Vereinbarung der Vertragspartner bedarf. Das gleiche 
gilt im Falle der Entscheidung über einen Einspruch, 
der gemäß § 18 Abs. 7 im Zusammenhang mit einer 
vorgeschlagenen Vertragsänderung eingelegt wurde.

§25

Kreditreserve des Vorsitzenden des Wirtschaftsrates 
des Bezirkes

(1) Der Vorsitzende des Wirtschaftsrates des Bezirkes 
erhält eine Kreditreserve zur Finanzierung von Um­
laufmitteln. Die Höhe der Kreditreserve ist jährlich 
vom Vorsitzenden des Wirtschaftsrates des Bezirkes 
vorzuschlagen und zu begründen.

(2) Der Vorsitzende des Wirtschaftsrates des Bezirkes 
entscheidet über die Verwendung der Kreditreserve.


